




Vergangenheitspolitik in Indonesien: 
Die Massaker von 1965-1966 
Andreas Ufen
Trotz beachtlicher Demokratisierungserfolge hat Indonesien Probleme bei der Vergan-
genheitsbewältigung. Besonders die Aufarbeitung der Massaker von 1965-1966 stößt 
auf große Widerstände.
Analyse
Mitte der 1960er Jahre kam es in Indonesien zu einem der schwersten Massaker des 20. 
Jahrhunderts. Damals kamen etwa eine halbe Million Menschen, denen Verbindungen 
zur Kommunistischen Partei Indonesiens (PKI) nachgesagt wurden, um. Über die Ver-
brechen wurde in den folgenden Jahrzehnten in Indonesien kaum gesprochen. Kom-
munisten wurden bis zum Jahr 1998 weiterhin verfolgt und sind bis heute stigmatisiert. 
  Die Hintergründe des Putschversuches vom 1. Oktober 1965, die genauen Umstän-
de der darauf folgenden Massaker sowie die Rolle der unterschiedlichen Gewaltak-
teure in den einzelnen Regionen sind bis heute kaum erforscht. 
  Es gibt noch heute eine starke Koalition für das Vergessen. Das Militär ist weiterhin 
nicht daran interessiert, sich seiner Vergangenheit zu stellen. Außerdem gibt es Wi-
derstand insbesondere aus der Golkar-Partei, von reaktionären Gruppierungen so-
wie von all jenen, die in der Zeit der Neuen Ordnung die Herrschaft Suhartos (1966-
1998) unterstützt haben. 
  Während der Präsidentschaft von Abdurrahman Wahid (1999-2001) kam es zu meh-
reren Vorstößen zur Aufarbeitung der Geschichte; unter seinen Nachfolgern Mega-
wati Sukarnoputri und Susilo Bambang Yudhoyono stagnierte dieser Prozess aber 
wieder. 
  Allerdings gibt es seit einigen Jahren zahlreiche, vor allem zivilgesellschaftliche In-
itiativen zur Aufarbeitung des Geschehenen. Dazu zählen Versuche, Massengräber 
auszuheben, Seminare und Workshops, Dokumentations- und Forschungsarbeiten 
und der Bericht der nationalen Menschenrechtskommission aus dem Jahr 2012. 
Schlagwörter: Indonesien, Vergangenheitspolitik, Putschversuch, Massaker 1965-1966
- 2 -GIGA Focus Asien 3/2014
Ungeklärte Verbrechen 
Seit dem Rücktritt Suhartos im Mai 1998 hat die Re-
publik Indonesien einen beachtlichen Prozess der 
Demokratisierung durchlaufen. In mehreren, im 
Wesentlichen freien und fairen Wahlen haben sich 
zahlreiche Parteien in einem intensiven Wettbe-
werb auf der nationalen und Provinzebene sowie 
in Distrikten und Städten um Ämter beworben. 
Das Land weist allerdings immer noch zahlreiche 
Demokratiedefizite auf wie eine unzureichende zi-
vile Kontrolle des Militärs, Menschenrechtsverlet-
zungen durch Sicherheitskräfte (insbesondere in 
Papua), ein sehr hohes Maß an Korruption oder 
das Gewährenlassen gewaltbereiter ziviler Orga-
nisationen. 
Ein besonders auffälliger Hinweis auf verblie-
bene Residuen der langen autoritären Herrschaft 
und auf den weiterhin vorhandenen Einfluss kon-
servativer Kräfte ist der Umgang mit Menschen-
rechtsverletzungen der Vergangenheit. Im eng-
lischsprachigen Raum wird diese Aufarbeitung als 
„transitional justice“ bezeichnet, im deutschspra-
chigen Raum hat sich insbesondere mit Blick auf 
den Holocaust der Begriff „Vergangenheitspolitik“ 
durchgesetzt. Diese umfasst den politischen, recht-
lichen und kulturellen Umgang einer demokrati-
schen Gesellschaft mit ihrem diktatorischen Erbe. 
Diese Aufarbeitung der Vergangenheit ist in 
Indonesien besonders schwierig, weil die Zeit der 
Militärdiktatur der sogenannten Neuen Ordnung 
(1966-1998) außergewöhnlich lang war, weil trotz 
Demokratisierung bisher ein großer Teil der alten 
Eliten in Wirtschaft, Militär, Bürokratie und Poli-
tik nicht entmachtet worden ist und weil die jun-
ge Demokratie fortlaufend mit weiteren Gewaltex-
zessen konfrontiert worden ist. Die verschiedenen 
Regierungskoalitionen mussten sich seit dem Jahr 
1998 mit einer Reihe von sezessionistischen Bewe-
gungen in Osttimor (dem seit 2001 unabhängigen 
Timor Leste), Aceh und Papua auseinandersetzen. 
Diese Konflikte konnten jeweils erst nach einigen 
Jahren mehr oder weniger erfolgreich gelöst wer-
den. Hinzu kamen Auseinandersetzungen, die in 
Indonesien als „horizontale Konflikte“ bezeichnet 
werden, also zwischen ethnischen und religiösen 
Gruppen in den Molukken, in Poso, in Kalimantan 
und anderen Regionen, bei denen es zu schwers-
ten Menschenrechtsverletzungen kam, die über-
wiegend niemals aufgeklärt wurden.
Aus der autoritären Vergangenheit muss vor al-
lem das Massaker von 1965-1966 untersucht wer-
den, aber auch unzählige weitere Verbrechen. So 
war Indonesien in Osttimor seit dem Jahr 1975 als 
Kolonialmacht aufgetreten. Während dieser Herr-
schaft sollen Zehntausende umgekommen sein. 
Als die Einwohner Osttimors sich in einem Refe-
rendum im Jahr 1999 für die nationale Unabhän-
gigkeit aussprachen, kam es zu Gewaltexzessen, 
für die – ähnlich wie 1965-1966 – Militärs und Vi-
gilantengruppen gemeinsam verantwortlich wa-
ren. Auch in Aceh, der im Norden Sumatras ge-
legenen Provinz, waren indonesische Militärs seit 
den 1970er Jahren wie Kolonialherren aufgetreten. 
Der Kampf des Militärs gegen die Guerillaorgani-
sation „Bewegung Freies Aceh“ (GAM) dauerte bis 
zum Tsunami im Jahr 2004. Ähnlich brutal ist das 
Militär in Papua vorgegangen (und tut das in ab-
geschwächter Intensität bis heute). 
Darüber hinaus kam es in verschiedenen Städ-
ten in den Jahren 1982-1985 zu den sogenannten 
„mysteriösen Erschießungen“ (in Indonesien unter 
dem Akronym „Petrus“ bekannt), bei denen meh-
rere Tausend Menschen, denen kriminelle Verbin-
dungen nachgesagt wurden, von Sondereinheiten 
extralegal hingerichtet wurden. Ihre Leichen leg-
te man häufig zur Abschreckung an öffentlich zu-
gänglichen Orten ab. Andere Beispiele sind das 
gewaltsame Vorgehen von Militärs gegen protes-
tierende Muslime in Tanjung Priok (Jakarta) 1984, 
der Talangsari-Fall 1989, bei dem Militärs und Po-
lizisten in Lampung (Südsumatra) bei Auseinan-
dersetzungen mindestens 130 Menschen töteten, 
sowie der Angriff auf das Gebäude der oppositi-
onellen Demokratischen Partei Indonesiens (PDI) 
im Jahr 1996. In die Spätphase der Neuen Ordnung 
fielen auch Demonstrationen von Studenten, die 
von Sicherheitskräften oder Vigilanten angegrif-
fen wurden, Entführungen von Studenten durch 
die Eliteeinheit Kopassus 1997-1998 und die wahr-
scheinlich bewusst für Gewalttaten instrumentali-
sierten Proteste kurz vor dem Rücktritt Suhartos 
im Mai 1998 mit über 1.000 Toten und mutmaß-
lich systematisch durchgeführten Vergewaltigun-
gen (zu den einzelnen Fällen: ICTJ 2011). 
In einigen Fällen hat die nationale Menschen-
rechtskommission Komnas HAM Berichte an den 
Generalstaatsanwalt weitergeleitet. Dieser sollte 
aufgrund des Gesetzes 26/2000 über Human Rights 
Courts und eines Verfassungsgerichtsurteils aus 
dem Jahr 2007 die Menschenrechtsverletzungen 
untersuchen, verzichtete darauf aber in den meis-
ten Fällen. Sein Argument: Es wäre unmöglich, 
die Aufarbeitung all dieser Verbrechen im Detail 
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nachzuzeichnen. Es genügt hier festzustellen, dass 
rechtliche Verfahren in aller Regel aus der Sicht 
der Opfer und ihrer Angehörigen zu enttäuschen-
den Resultaten führten (ICTJ 2011: 37). Die Jakar-
ta Legal Aid Foundation versuchte beispielsweise 
im Jahr 2005 in einer zivilrechtlichen Sammelklage 
gegen die fünf früheren indonesischen Präsidenten 
Entschädigung für die etwa 20 Millionen Opfer zu 
erwirken. Die Klage wurde abgewiesen.
Im Folgenden beschränkt sich die Darstellung 
auf die Auseinandersetzung mit den Massakern 
der Jahre 1965-1966, da sie die weitaus höchsten 
Opferzahlen forderten und weil sie einen entschei-
denden Wendepunkt in der nationalen Geschich-
te markieren. Die Aufarbeitung dieser Ereignisse 
wird von besonderer Bedeutung für die weitere 
Demokratisierung des Landes sein.
Der bis heute rätselhafte Putschversuch 
Am Ende der Phase der Gelenkten Demokratie 
(1957-1965) hatte sich der Gegensatz zwischen kon-
servativen und sozialrevolutionären Kräften ver-
stärkt. Die Gelenkte Demokratie war von Präsident 
Sukarno unter anderem mit Unterstützung des Mi-
litärs durchgesetzt worden, zugleich stützte er sich 
in einer äußerst widersprüchlichen Koalition aber 
auch auf muslimische Organisationen und Partei-
en und auf die Kommunistische Partei Indonesiens 
(PKI). Die PKI war damals die größte kommunis-
tische Partei in einem nicht sozialistischen Land. 
Sie gab an, drei Millionen Mitglieder und mehre-
re Millionen weitere Unterstützer in parteinahen 
Organisationen zu haben. Auch wenn die Zahl zu 
hoch gegriffen sein könnte, sahen viele die Partei, 
die bei den Wahlen im Jahr 1955 16,4 Prozent der 
Stimmen erhalten hatte, als Avantgarde einer mög-
lichen Revolution. 
Die „Bewegung vom 30. September“ (Gestapu, 
Gerakan September Tiga Puluh) beendete die Pha-
se der Gelenkten Demokratie. Am frühen Morgen 
des 1. Oktober 1965 wurden sieben Offiziere, da-
runter sechs Generäle, entführt und später unter 
ungeklärten Umständen in Lubang Buaya (Ost-Ja-
karta) hingerichtet. Die Putschisten besetzten den 
Präsidentenpalast, die Rundfunkstation und das 
Postgebäude am Merdeka-Platz in Jakarta. Oberst-
leutnant Untung, der Anführer der Gestapu, er-
klärte im Rundfunk, dass die „Bewegung des 30. 
September“ einen CIA-unterstützten Putsch eines 
„Rates der Generäle“ vereitelt habe. Die Bewegung 
erklärte, sie unterstütze Sukarno und die indone-
sische Revolution und richte sich gegen machtbe-
sessene hohe Offiziere. 
Nach der offiziellen Version der späteren 
Machthaber um Suharto war die PKI und mit ihr 
verbundene Massenorganisationen für diesen 
Putschversuch vom 1. Oktober verantwortlich. 
Diese Interpretation steckt allerdings voller Wi-
dersprüche (Roosa 2006). Die mittleren Offiziere 
um Untung waren keine Kommunisten und ver-
traten auch keine Ziele, die sie als enge Sympa-
thisanten ausgewiesen hätten. Außerdem war die 
PKI, eine insgesamt sehr gut organisierte Partei, 
in den Wochen nach dem Putsch selbst offensicht-
lich vollkommen unvorbereitet auf die dann fol-
genden Ereignisse. Eine andere Interpretation, die 
zunächst nur als vorläufige Version unter Wissen-
schaftlern kursierte, dann aber schnell den Weg 
in eine breitere Öffentlichkeit fand, war das soge-
nannte Cornell-Paper (Anderson und McVey 1971), 
wonach der Putschversuch auf armeeinterne Kon-
flikte zurückzuführen war. Geht man davon aus, 
dass Generalmajor Suharto selbst die Strippen ge-
zogen hat, ist der Putschversuch in Wirklichkeit 
ein geglückter, sehr raffiniert inszenierter Vor-
wand für den eigentlichen Putsch gewesen, für den 
die Gestapu-Offiziere nur das Feld bereiteten. An-
dere Interpretationen betonen die mögliche Rolle 
Sukarnos oder den Einfluss ausländischer Mächte, 
insbesondere der US-Amerikaner und Briten (Simp- 
son 2008). Im „Westen“ reagierte man damals in 
der Regel mit einer Mischung aus Gleichgültigkeit 
gegenüber den folgenden Massakern und Erleich-
terung über die Eindämmung einer großen kom-
munistischen Partei.
Nach heutigem Forschungsstand ist davon aus-
zugehen, dass verschiedene Gruppen involviert 
gewesen sind, dass die PKI aber keineswegs die 
bestimmende Kraft gewesen ist. Die genauen Ab-
läufe bleiben weiterhin im Dunklen. Der Putsch-
versuch diente dann den Kräften um Suharto als 
willkommener Vorwand, um ein prowestliches Mi-
litärregime zu errichten und die politische Linke 
zu vernichten (Roosa 2006). 
Die Massaker und der Antikommunismus der 
Neuen Ordnung
Generalmajor Suharto konnte in der Krisensituati-
on im Oktober 1965 die Führung des Militärs über-
nehmen. Sukarno, dessen Rolle bis heute unklar ist, 
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gab ihm dabei freie Hand. Es war eine Art Doppel-
herrschaft von Suharto und Sukarno entstanden, 
bei der sich Suharto mehr und mehr an die Spitze 
einer neuen Regimekoalition setzen konnte. Die-
se bestand aus Studentenorganisationen sowie aus 
Teilen der liberalen und der konservativen städti-
schen Mittelklasse, des Militärs und der Bürokra-
tie sowie orthodoxen Muslimen, insbesondere der 
traditionalistisch-islamischen Partei Nahdatul Ula-
ma (NU). Zu der antikommunistischen Koalition 
gehörte auch der konservative Flügel der Nationa-
listischen Partei Indonesiens (PNI), also der Par-
tei Sukarnos, sowie verschiedene christliche Grup-
pierungen. 
Die Massaker begannen schon im Oktober 1965; 
sie bereiteten den Boden für eine jahrzehntelan-
ge autoritäre Herrschaft. An der Verfolgung der 
Kommunisten beteiligten sich in Jakarta, etwa 
beim Angriff auf die PKI-Parteizentrale, auch na-
tionalistische und christliche Studentenorganisa-
tionen, zum Beispiel in der „KAP-Gestapu“ („Ac-
tion Front to Crush the 30 September Movement“). 
Am heftigsten wurden die (oft nur vermeintlichen) 
Kommunisten in den Regionen bekämpft, in denen 
sie seit jeher besonders stark verwurzelt gewesen 
waren, also in den Dörfern Ost- und Zentraljavas, 
im Umkreis der Plantagen Nordsumatras und in 
Bali, weniger in den Städten oder in Aceh, West Su-
matra oder Madura (siehe Beiträge in: Cribb 1990; 
Kammen und McGregor 2012). Es gehört bis heu-
te zu einem der weitverbreiteten Fehlinformatio-
nen, wonach besonders viele Indonesier chinesi-
scher Abstammung zu den Opfern gezählt hätten. 
Meist gingen die Massaker erst los, als Mili-
täreinheiten in die Regionen kamen, Waffen ver-
teilten und ihre zivilen Unterstützer kurz militä-
risch ausbildeten. In Zentral- und Ostjava arbeitete 
zum Beispiel eine Spezialeinheit unter Oberst Sar-
wo Edhie mit Verbänden der NU-Jugendorganisa-
tion Ansor zusammen. In einigen Gebieten spielten 
ethnische Konflikte (Nord-, Ost- und Südsumatra 
sowie Westkalimantan) und religiöse Auseinander-
setzungen (Bali, Java, Aceh etc.) eine wichtige Rol-
le. Manchmal führte das Militär die Hinrichtun-
gen selbst aus, einige Male musste es eingreifen, 
um Schlimmeres zu verhindern. In vielen Fällen 
umstellten Militärs und ihre Hilfstruppen ganze 
Nachbarschaften oder Dörfer und richteten die 
Kommunisten und deren, oftmals nur vermeint-
liche, Sympathisanten mit Macheten hin. Andere 
wurden gefangen genommen und gefoltert. Lei-
chen wurden in Massengräbern verscharrt, in Höh-
len abgelegt oder in Flüsse geworfen (vgl. Cribb 
2008).
Als Grund für die ungeheure Brutalität und die 
Maßlosigkeit der Gewalt wird die Verunsicherung 
der Militärs genannt, die offenbar lange einen Ge-
genschlag der PKI fürchteten. Außerdem war es ein 
Bürgerkrieg, in dem die Fronten nicht genau defi-
nierbar waren. Die Frontlinien gingen mitten durch 
Dorfgemeinschaften, zum Teil auch von Familien. 
Eine stark antikommunistische Stimmung war in 
dieser Phase weit verbreitet. Dazu trug die staatli-
che Propaganda mit Berichten über angebliche Ge-
waltexzesse der PKI und sadistische, sexuell auf-
geladene Rituale von Mitgliedern der PKI-nahen 
Frauenorganisation Gerwani in Lubang Buaya bei. 
Spätestens seit dem Jahr 1987 – aufgrund von Be-
richten der Autopsie der sieben Offiziere – gilt die 
Armeepropaganda jedoch als widerlegt.
Schon im März 1966 wurden die meisten Über-
griffe eingestellt, einzelne Gemetzel sind aber noch 
bis in das Jahr 1969 hinein belegt. Die meisten Au-
toren schätzen die Zahl der Opfer auf etwa 500.000; 
im ICTJ-Bericht (ICTJ 2011: 35) ist von „vielleicht 
mehr als eine Million Menschen“ die Rede. Etwa 
1,4 bis 1,5 Millionen Indonesier (nach anderen 
Schätzungen jedoch nur 600.000-750.000) wurden 
wegen angeblicher Verbindungen zur „Gestapu“ 
oder zur PKI ohne richterlichen Haftbefehl gefan-
gen gehalten, von ihnen wurden aber viele schon 
nach kurzer Zeit freigelassen. 
Gestapu wurde zu einem zentralen Mythos in 
der offiziellen Geschichtsschreibung der Neuen 
Ordnung (1966-1998), die im Gefolge der Ereignis-
se vom 30. September/1. Oktober durch eine Frak-
tion im Militär etabliert wurde. Der neue Präsident 
Suharto verfügte im Jahr 1967 per Dekret, dass der 
1. Oktober fortan als Hari Kesaktian Pancasila („Pan-
casila Sanctity Day”) der Erinnerung an den verei-
telten Putsch gewidmet werden sollte. Indonesien 
überlebte demnach den Putschversuch aufgrund 
der „Heiligkeit“ der „Staatsphilosophie“ Pancasila 
(die „fünf Säulen“). Die Neue Ordnung korrigierte 
auf diese Weise die Abweichungen der alten Ord-
nung unter Sukarno. Schon im Jahr 1969 errichte-
te man außerdem ein Museum in Lubang Buaya 
(Ostjakarta), in dem jeweils am 1. Oktober der er-
mordeten Offiziere in einem feierlichen Zeremoni-
ell gedacht wurde. 
Die letzte große Welle von Entlassungen erfolgte 
Ende der 1970er Jahre. Das bedeutete jedoch nicht, 
dass das Regime grundsätzlich eine gemäßigtere 
Haltung gegenüber den vermeintlich Verantwortli-
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chen des Putschversuches einnahm. Eine ministeri-
elle Verordnung aus dem Jahr 1981 („Guidance and 
Monitoring of Former Political Detainees and Pri-
soners of G30S/PKI”) schränkte deren Bewegungs-
freiheit und individuellen Freiheitsrechte ein. An-
fang der 1990er Jahre hatten noch 1,35 Millionen 
Indonesier in ihrem Ausweis einen Vermerk, wo-
nach sie ehemalige politische Gefangene („ET“, 
Eks Tahanan) waren. Erst im Jahr 1995 wurde diese 
diskriminierende Praxis aufgehoben. Seit dem Jahr 
1984 wurde jedes Jahr der Propagandafilm „Peng-
khianatan G30S/PKI“ („Verrat G30S/PKI“) gezeigt, 
in dem die offizielle Interpretation der Ereignisse 
dargestellt war. In dem Spielfilm rettet das Militär 
das indonesische Volk vor der kommunistischen 
Bedrohung.
Der Antikommunismus wurde in der Neuen 
Ordnung zu einem Repressionsinstrument gegen 
fast jede Art von Opposition. Selbst noch Mitte der 
1990er Jahre wurde die vermeintliche Gefahr des 
Kommunismus heraufbeschworen. Der General-
stabschef der Armee, Suyono, wies auf „formlo-
se Organisationen“ („OTB“) hin und Generalleut-
nant Syarwan Hamid warnte vor „Kommunisten 
neuen Stils“ („Komunis Gaya Baru“, „KGB“) und 
sprach davon, dass ehemalige PKI-Mitglieder jetzt 
mit Menschenrechtlern und Umweltschützern ko-
operieren würden.
Der Umgang mit den Verbrechen seit dem Jahr 
1998
Als Suharto im Mai 1998 auf dem Höhepunkt der 
Asienkrise zurücktreten musste und sich schon 
nach wenigen Tagen abzeichnete, dass es zu grund-
legenden Reformen kommen würde, rechneten 
viele Beobachter damit, dass auch die Verbrechen 
der Vergangenheit zur Sprache kommen müssten. 
Schon im Jahr 1999 erschienen mehrere Analysen 
und Zeitzeugenberichte auf indonesisch, in denen 
unter anderem der Einfluss der CIA, westlicher 
Regierungen beziehungsweise der Streitkräfte be-
leuchtet wurde. Auch in den folgenden Jahren er-
schienen immer wieder Bücher zu Gestapu oder zu 
den Massakern. Mittlerweile sind diese Hoffnun-
gen auf eine Revision des Geschichtsbildes aber ei-
ner großen Ernüchterung gewichen. 
B. J. Habibie, der vom Mai 1998 bis zum Ok-
tober 1999 als unmittelbarer Nachfolger Suhartos 
für eine Interimsphase bis zu den Parlaments- und 
Präsidentenwahlen im Amt war, sorgte für die Ent-
lassung politischer Gefangener. In seine Amtszeit 
fiel auch der Beschluss, denjenigen, denen man 
eine wie auch immer ausgeprägte Beteiligung an 
der Gestapu vorgeworfen hatte, das Wahlrecht zu 
gewähren und die Aufhebung des Gesetzes 11/
PNPS aus dem Jahr 1963 zur „Ausrottung subver-
siver Aktivitäten”. Der Informationsminister im 
Kabinett Habibie setzte die Ausstrahlung des Pro-
pagandafilms „Pengkhianatan G30S/PKI“ ab, da-
für wurde aber ein ähnlicher, etwas abgemilderter 
Streifen gezeigt. Habibie selbst nahm in den Jah-
ren 1998 und 1999 an der Zeremonie Hari Kesak-
tian Pancasila zu Ehren der ermordeten Offiziere 
teil. Im Jahr 2000 wurde die Zeremonie umbenannt 
(„Commemoration of the National Tragedy due to 
the Betrayal of the Pancasila“), blieb aber eine anti-
kommunistische Veranstaltung (van Klinken 2005). 
Außerdem wurde eine Arbeitsgruppe zur Unter-
suchung der Vorgänge vom Mai 1998 eingerich-
tet. Im Zusammenhang mit den Vergewaltigungen 
vom Mai 1998 errichtete man im Oktober die Na-
tional Commission for the Elimination of Violence 
Against Women (Komnas Perempuan), die später 
unter anderem einen Bericht veröffentlichte („Gen-
der-based Crimes Against Humanity: Listening to 
the Voices of Women Survivors of 1965”), für den 
122 Frauen, unter ihnen ehemalige Gerwani-Mit-
glieder, befragt worden waren. 
Auf Habibie folgte im Präsidentenamt im Ok-
tober 1999 Abdurrahman Wahid, der einerseits 
als liberaler Muslim immer wieder Reformen an-
stieß, aber als wohl einflussreichster Religionsge-
lehrter der Nahdatul Ulama in seiner Organisati-
on auf entschlossenen Widerstand stieß. Im März 
2000 entschuldigte sich Abdurrahman im Fernse-
hen für die Verbrechen von NU-Angehörigen und 
trat für eine Aufarbeitung dieser Vergangenheit 
und für Versöhnung ein. Allerdings scheiterte er 
mit dem Versuch, einen Beschluss zum Verbot des 
Marxismus-Leninismus durch die zweite Kammer 
aufheben zu lassen. Er setzte sich aktiv für die Re-
habilitierung ehemals Verfolgter und für die Rück-
kehr der Exilanten nach Indonesien ein. In dieser 
Zeit wurde auch ein Gesetzesentwurf ausgearbei-
tet, der die Einrichtung einer Wahrheits- und Ver-
söhnungskommission vorsah. 
Abdurrahmans Nachfolgerin Megawati Sukar-
noputri von der PDI-P musste als Tochter Sukar-
nos ein gesteigertes Interesse an der Aufarbeitung 
zumindest des Putschversuches haben. Sie erwies 
sich aber auch in diesem Politikbereich als eher 
konservativ und zögerlich. Immerhin wurde im 
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Jahr 2004 in neuen Schulbüchern der gängige Aus-
druck „G30S/PKI” („Bewegung des 30. September/
PKI“) durch „G30S“ ersetzt. Die PKI war damit also 
nicht mehr allein verantwortlich. 
Die Vergangenheitspolitik stagnierte auch un-
ter Megawatis Nachfolger Susilo Bambang Yud-
hoyono. Die revidierten Schulbücher wurden nach 
Protesten verboten und auf Anordnung des Gene-
ralstaatsanwaltes im Jahr 2007 verbrannt. Unter-
dessen wurde das Gesetz zur Einrichtung einer 
Wahrheits- und Versöhnungskommission, das im 
Jahr 2004 verabschiedet worden war, im Jahr 2006 
vom Verfassungsgericht überraschend für ungül-
tig erklärt. Das Gericht war von Menschenrechts-
gruppen angerufen worden, weil eine Amnestie 
der Täter im Falle eines Schuldeingeständnisses 
vorgesehen war. Das Gericht empfahl, das Gesetz 
zu revidieren oder eine Versöhnung durch Reha-
bilitierung bzw. Amnestie anzustreben. Das Jus-
tiz- und Menschenrechtsministerium formulierte 
daraufhin einen neuen Gesetzesentwurf zur Ein-
richtung einer Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission, der derzeit immer noch dem Parlament 
zur Beratung vorliegt. 
Initiativen zur Neubewertung der Massaker 
gingen nicht von der Regierung, sondern von der 
nationalen Menschenrechtskommission Komnas 
HAM aus. Diese veröffentlichte nach einer vierjäh-
rigen Untersuchung im Juli 2012 einen ca. 200-sei-
tigen Bericht (Komnas HAM 2012), in dem sie zu 
dem Ergebnis kommt, dass Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begangen worden sind. Die Kom-
mission spricht von einem „dunklen Kapitel in 
der Geschichte Indonesiens”. Die Ereignisse wa-
ren demnach die Folge bewusster staatlicher Poli-
tik zur Auslöschung der Mitglieder und Anhänger 
der Kommunistischen Partei. Komnas HAM for-
derte zudem den Generalstaatsanwalt auf, Unter-
suchungen zu den Menschenrechtsverletzungen 
aufzunehmen, was dieser allerdings ablehnte. 
Berater des Präsidenten arbeiteten bereits ei-
nen Entwurf für eine offizielle Bitte um Entschul-
digung sowie für Entschädigungszahlungen aus. 
Der ehemalige Kommandeur der Streitkräfte und 
amtierende Koordinierungsminister für politische, 
rechtliche und Sicherheitsangelegenheiten, Djoko 
Suyanto, sprach sich jedoch gegen eine solche Ent-
schuldigung aus, da die Morde gerechtfertigt ge-
wesen seien, um das Land vor dem Kommunis-
mus zu retten. Ähnlich äußerten sich die Führung 
der muslimischen Massenorganisation Nahdatul 
Ulama, der damalige Kommandeur der Streitkräf-
te, Admiral Agus Suhartono, sowie der stellvertre-
tende Vorsitzende und der stellvertretende Gene-
ralsekretär von Golkar, Priyo Budi Santoso bzw. 
Leo Nababan. 
Präsident Susilo Bambang Yudhoyono scheint 
sich mittlerweile stillschweigend von dem Vor-
haben einer Neubewertung verabschiedet zu ha-
ben. Das dürfte auch damit zu tun haben, dass 
sein Schwiegervater, General Sarwo Edhie Wi-
bowo, 1965-1966 als Kommandeur der Eliteeinheit 
RPKAD maßgeblich für die Massaker in Zentral-
java verantwortlich gewesen ist. Die Partai Demo-
krat von Susilo sprach sich sogar dafür aus, Sarwo 
Edhie zu einem Nationalhelden zu ernennen. Sar-
wo Edhies Sohn, der Exstabschef des Heeres Ge-
neral Pramono Edhie Wibowo, ist zudem heute ein 
möglicher Präsidentschaftskandidat.
Vorsichtige Versuche der Aufklärung
Es gibt aber zunehmend Initiativen zum kriti-
schen Umgang mit der indonesischen Geschichte, 
die von zivilgesellschaftlichen Gruppierungen, der 
Presse und der Wissenschaft ausgehen. Anfang des 
Jahres 2011 führte das Goethe-Institut zusammen 
mit vielen indonesischen Teilnehmern in Jakarta 
eine viertägige Veranstaltung durch („Indonesia 
and the World in 1965”). Internationale Konferen-
zen fanden im Jahr 2009 an der National Universi-
ty of Singapore (vgl. Kammen und McGregor 2012) 
und im Februar 2013 an der Australian National 
University statt (siehe dazu das Sonderheft Journal 
of Current Southeast Asian Affairs 3/2013). Das indo-
nesische Nachrichtenmagazin Tempo widmete sich 
im Jahr 2012 in einer Sonderausgabe diesem The-
ma. Auch im indonesischen Fernsehen sind Doku-
mentationen gezeigt worden. 
Neben Menschenrechts- und Rechtshilfeorga-
nisationen wie KontraS (Commission for „the Dis-
appeared” and Victims of Violence), ELSAM (Ins-
titute for Policy Research and Advocacy) und LBH 
(Legal Aid Institute) gibt es mittlerweile zahlrei-
che spezialisierte Interessenvertretungen für die 
Opfer, so zum Beispiel YPKP (Research Founda-
tion for Victims of Murder), Pakorba (New Order’s 
Victims Association), LPKP (Research Institute for 
Victims of Massacres), LPK 65 (1965 Victim’s De-
fender Organisation), LPRKROB (Institute for the 
Fight for the Rehabilitation of Victims of the New 
Order Regime), KKP HAM 65 (1965 Human Rights 
Victims’ Action Committee) sowie KKPK (Coali-
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tion for Justice and Truth), eine Vereinigung von 
47 NROs und staatlichen Institutionen. Auf loka-
ler/regionaler Ebene arbeiten zum Beispiel SKP 
HAM Palu (Solidarity with the Victims of Human 
Rights Violations, Palu), JPIT (Eastern Indonesian 
Women’s Network) in Kupang, Syarikat in Yog-
yakarta, Taman 65 (The Garden of 65) in Bali und 
Sekber ‘65 (Joint Secretariat ‘65) in Zentraljava (sie-
he Wahyuningroem 2013). Einige dieser Organisa-
tionen dokumentieren die Ereignisse und sammeln 
Interviews (so auch das ISSI, Institute of Indonesi-
an Social History) oder versuchen Opfer und Tä-
ter zusammenzuführen. In wenigen Fällen wurden 
Massengräber ausgehoben, was jedoch zu erhebli-
chen Protesten, etwa durch islamistische Gruppie-
rungen, führte. 
Gegenwärtig wird – nicht nur in Indonesien – 
die Diskussion über die Gemetzel durch den Film 
„The Act of Killing“ von Joshua Oppenheimer er-
neut angefacht. In der Tradition des Cinéma vérité, 
das heißt ohne Voice-over und unter direktem Ein-
bezug des Regisseurs und der Kamera, stellen ei-
nige Täter in für den Zuschauer verstörender Wei-
se ihre Morde nach. Sie schildern detailliert den 
Umgang mit ihren Opfern und rühmen sich ihrer 
Taten. Der Film konzentriert sich auf die Rolle no-
torischer Krimineller und berücksichtigt die Orga-
nisation und Durchführung der Massaker durch 
das Militär kaum; er vermittelt aber eine Ahnung 
davon, was die Täter von damals motivierte und 
wie einflussreich sie heute noch sind. Ein Beispiel 
hierfür ist die weiterhin existierende paramilitäri-
sche Organisation Pemuda Pancasila. 
Insgesamt ist die Debatte in Indonesien noch 
kaum vorangekommen. Während Abdurrahman 
Wahid ostentativ auf eine Teilnahme an den Feier-
lichkeiten jeweils am 1. Oktober im Museum von 
Lubang Buaya verzichtet hatte, hat Präsident Susi-
lo Bambang Yudhoyono seit Beginn seiner Amts-
zeit dieser Zeremonie wieder beigewohnt. Die In-
terpretation der Gestapu als versuchter PKI-Putsch 
legitimiert im Wesentlichen noch heute die Massa-
ker. Die Opfer werden also häufig immer noch für 
ihre eigene Verfolgung oder gar Vernichtung ver-
antwortlich gemacht. Die gewaltsame Ausrottung 
der PKI wird zwar nicht bestritten, vereinzelt wird 
sogar mit Stolz darüber berichtet, Details finden 
sich in der offiziellen Darstellung aber nicht. 
Eine Vergangenheitspolitik, die durch Mythi-
sierungen, Heroisierungen, Auslassungen und be-
wusste Verfälschungen versucht, nationale Identi-
tät zu erzeugen, verhindert die Entstehung einer 
aufgeklärten politischen Kultur. Eine Revision der 
Historiografie würde zentrale Prämissen des na-
tionalen Selbstverständnisses infrage stellen. Ins-
besondere das Militär, die ehemalige Regierungs-
partei Golkar sowie islamische Organisationen wie 
Nahdatul Ulama müssten sich neu definieren.
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